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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 234/73 hinsichtlich der Festsetzung der als Ausgleichsbeträge auf dem 
Schweinefleischsektor anwendbaren Beträge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 Unterzeich- 
neten Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaa- 
ten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft 1 ), insbesondere 
auf Artikel 62 Absatz 1 der Beitrittsakte 2 ), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
234/73 des Rates vom 31. Januar 1973 zur Festlegung 
der Grundregeln für die Ausgleichsbeträge für 
Schweinefleisch 3 ) sieht die Festsetzung verringerter 
als Ausgleichsbeträge anwendbarer Beträge vor, 
falls solche Beträge für das Futtergetreide ange- 
wandt werden, weil deren Abschöpfung unter dem 
Ausgleichsbetrag liegt. 

Die Möglichkeit der Änderung der Beträge zu je- 
dem Monatswechsel hat zu einer gewissen Unsicher- 
heit auf dem Schweinefleischmarkt geführt, die den 
Handelsverkehr behindert. 

Die Anwendung der Beträge in den ersten Mona- 
ten mit dem Beitritt hat gezeigt, daß es nicht erfor- 
derlich ist, an der monatlichen Festsetzung festzu- 
halten. Im Interesse einer einheitlichen Handhabung 


des Systems empfiehlt es sich daher, die als Aus- 
gleichsbeträge anwendbaren Beträge vierteljährlich 
und zum gleichen Zeitpunkt wie die Einschleusungs- 
preise und Abschöpfungen festzusetzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 234/73 erhält 
folgende Fassung: 


„Artikel 3 

1. Wird an einem oder mehreren Tagen innerhalb 
der ersten 75 Tage des dem 1. August, 1. Novem- 
ber, 1. Februar oder 1. Mai vorhergehenden Vier- 
teljahres Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 
229/73 angewandt, so wird der im folgenden Vier- 
teljahr als Ausgleichsbetrag, für die in den Arti- 
keln 1 und 2 genannten Erzeugnisse anwendbare 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 1 
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Betrag vierteljährlich nach Maßgabe des Durch- 
schnitts der Beträge festgesetzt, die in den ersten 
75 Tagen des vorhergehenden Vierteljahres für 
das Getreide galten, das in der in Artikel 1 der 
Verordnung Nr. 133/67/EWG genannten Futter- 
getreidemenge enthalten ist. 

Weicht der Betrag jedoch weniger als 5 v. H. von 
dem für das vorhergehende Vierteljahr festge- 
setzten Betrag ab, so wird er unverändert beibe- 
halten. 

2. Absatz 1 gilt nicht für den Ausgleichsbetrag für 
die Erzeugnisse der Tarifstelle 15.01 A des Ge- 
meinsamen Zolltarifs." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1973 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
17. Oktober 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) -680 70 -E- Schw 21/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 1 . Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 234/73 des 
Rates zur Festlegung der Grundregeln für die Aus- 
gleichsbeträge für Schweinefleisch sieht die monat- 
liche Anpassung der als Ausgleichsbeträge anwend- 
baren Beträge auf der Grundlage der tatsächlich 
nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 229/73 
zur Festlegung der Grundregeln für die Ausgleichs- 
beträge für Getreide festgesetzen Beträge für das 
Futtergetreide vor, das in der Futterration enthalten 
ist. 

Die Anwendung dieser Vorschriften, die eine mo- 
natliche Überprüfung der Ausgleichsbeträge im 
Schweinefleischsektor erfordert, trägt zu einer At- 
mosphäre der Unsicherheit auf dem Markt für Er- 
zeugnisse dieses Sektors bei. 

Es ist festzustellen, daß die durch die Möglichkeit 
der monatlichen Änderung der Ausgleichsbeträge 
„Beitritt" bedingte Unsicherheit den Handelsverkehr 
behindert. Nach den Erfahrungen in den ersten Mo- 
naten der Anwendung dieser Beträge hat sich ge- 
zeigt, daß ein Festhalten an der monatlichen Fest- 
setzung nicht notwendig ist. 

Der vorliegende Vorschlag zielt darauf ab, die Gül- 
tigkeitsdauer der als Ausgleichsbeträge anwendba- 
ren Beträge im Interesse einer einheitlichen Hand- 
habung des Systems von einem Monat auf drei Mo- 
nate zu verlängern und sie für die gleichen Zeiträu- 
me festzusetzen wie die Einschleusungspreise und 
Abschöpfungen. 
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